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HT 2008: Soziale Ungleichheit im Sozialstaat. Großbritannien und die Bundesrepublik im Vergleich

Soziale Ungleichheit ist ein Thema, das in jÃ¼ngster
Zeit Presse und Ãffentlichkeit wieder stark beschÃ¤ftigt.
Die Tendenz, Ungleichheiten âwegzuindividualisierenâ,
die noch vor wenigen Jahren im Ã¶ffentlichen Diskurs
bestimmend zu sein schien, weicht mittlerweile einer
neuen Aufmerksamkeit gegenÃ¼ber den Strukturen so-
zialer Ungleichheit. Dies ist zum Beispiel in den aktuellen
Diskussionen Ã¼ber Bildungsgerechtigkeit und wach-
sende Armut zu beobachten. Gleichzeitig wird die Lage
des Sozialstaats in Europa, der vielen als Garant zwar
nicht gleicher, aber abgesicherter Lebenschancen gilt, als
zunehmend prekÃ¤r empfunden. Sowohl die Sicherheit
der Renten als auch die LeistungsfÃ¤higkeit anderer So-
zialsysteme sind angesichts eines tiefgreifendenWandels
der Ã¶konomischen, sozialstrukturellen und demogra-
phischen Rahmenbedingungen in BedrÃ¤ngnis geraten.
Den konzeptionellen Ausgangspunkt fÃ¼r die von Hans
GÃ¼nter Hockerts eingeleitete Sektion stellte nun eine
VerknÃ¼pfung derThemen Ungleichheit und Sozialstaat
dar, die zugleich in einen deutsch-britischen Vergleich
eingebettet wurde und so ein hÃ¶chst komplexes The-
menfeld in Angriff nahm.

In seiner EinfÃ¼hrung hob HANS GÃN-
TER HOCKERTS (Ludwig-Maximilians-UniversitÃ¤t
MÃ¼nchen) zunÃ¤chst hervor, dass das Grundverspre-
chen des Sozialstaats nicht eigentlich âGleichheitâ, son-
dern âSicherheitâ sei. Soweit der Sozialstaat erworbe-
ne LebensverhÃ¤ltnisse sichere, lasse er die Klassen-

und Chancenstruktur einer Gesellschaft unangetastet
und schreibe Statusunterschiede fest. Er kÃ¶nne soziale
Ungleichheit jedoch nicht nur konservieren und legiti-
mieren, sondern auch limitieren und reduzieren. Wenn
er sich die Wertidee âmehr Gleichheitâ zu eigen ma-
che, hege er UngleichheitsrÃ¤ume ein oder verÃ¤ndere
die Chancenstruktur der Gesellschaft im Sinne des so-
zialen Ausgleichs. SchlieÃlich kÃ¶nne der Sozialstaat
aber auch selbst soziale Ungleichheit hervorbringen, auf
dem Wege der Inklusion und Exklusion oder im Zu-
ge einer klientelistisch Ã¼berformten Sozialpolitik. Der
vergleichende Blick auf GroÃbritannien und die Bundes-
republik Deutschland kÃ¶nne dabei helfen, die Varia-
bilitÃ¤t im BeziehungsverhÃ¤ltnis zwischen Sozialstaat
und Ungleichheit genauer zu bestimmen. Denn diese
beiden Sozialstaaten/Wohlfahrtsstaaten (beide Begriffe
wurden in der Sektion synonym verwendet) unterschie-
den sich in ihrer grundsÃ¤tzlichen Konstruktion deut-
lich. Hockerts stellte einige einschlÃ¤gige Typologien
vor, insbesondere die Typisierung von GÃşta Esping-
Andersen. Esping-Andersen zÃ¤hlt GroÃbritannien zu
den liberalen Wohlfahrtsstaatsregimes, die sich auf eine
egalitÃ¤re, niedrige Grundsicherung der gesamten Be-
vÃ¶lkerung konzentrieren und den freien Markt im Be-
reich der sozialen Sicherungwenig regulieren, wÃ¤hrend
er die Bundesrepublik als konservativ-korporatistisches
System einstuft, das als Sozialversicherungsstaat vor al-
lem auf eine Sicherstellung des erarbeiteten Status zielt
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und Sozialleistungen stark an die Erwerbsbiographie
knÃ¼pft. Hockerts wandte ein, dass solche Typisierun-
gen stets problematisch seien, weil sie den âkomplexen
Eigensinnâ der nationalen Arrangements auf einzelne
Klassifizierungsmerkmale reduzierten. In Wirklichkeit
habe man es fast immer mit Mischformen dieser Typisie-
rungen zu tun â ein Befund, den die folgenden VortrÃ¤ge
Ã¼berwiegend bestÃ¤tigten.

WINFRIED SÃÃ (Zentrum fÃ¼r Zeithistorische
Forschung Potsdam/Ludwig-Maximilians-UniversitÃ¤t
MÃ¼nchen) befasste sich im ersten Vortrag des Panels
mit dem Thema Armut im Wohlfahrtsstaat und konzen-
trierte sich besonders auf die Zeit nach der Wirtschaft-
krise der 1970er-Jahre. In beiden Staaten folgte damals
auf eine Periode der ProsperitÃ¤t im Zeichen von Sozi-
alstaatsexpansion und dem Abbau sozialer Ungleichheit
eine Phase der SparzwÃ¤nge, die zu wachsenden Ein-
kommensunterschieden in der BevÃ¶lkerung fÃ¼hrte.
Die unterschiedliche Konzeption sozialpolitischen Ein-
greifens machte sich in dieser Situation deutlich bemerk-
bar. In GroÃbritannien lag das Niveau von Pensionen
und ArbeitslosenunterstÃ¼tzung bei ca. 20 Prozent der
Nettoeinkommen, gegenÃ¼ber 50-70 Prozent in der Bun-
desrepublik. Die lediglich auf eine Grundsicherung ab-
zielenden sozialstaatlichen Leistungen in GroÃbritan-
nien wurden durch den Politikwechsel unter Marga-
ret Thatcher, die grundsÃ¤tzlich einen harten Sparkurs
und einen Abbau sozialer Leistungen verfolgte, noch-
mals deutlich vermindert, mit erheblichen Folgen fÃ¼r
die BevÃ¶lkerung: Die Armutsquote in GroÃbritannien
stieg von 1978 bis 1988 von 7 auf 18 Prozent, wÃ¤hrend
es in Westdeutschland bei einem eher leichten Anstieg
blieb (von 7 auf 8 Prozent). Als aufschlussreich erwies
sich SÃ¼Ãâ Analyse des Armutsdiskurses, in dem die
unterschiedlichen gesellschaftlichen Konzeptionen von
Gleichheit und Ungleichheit in den beiden LÃ¤nder her-
vortraten: In der Bundesrepublik Ã¼berwogen demnach
Gesellschaftskonzeptionen, die soziale Unterschiede und
Konflikte âÃ¼berwÃ¶lbtenâ; Armut wurde disparaten
Gruppen zugeschrieben und die Diskussion Ã¼ber das
Thema in entpolitisierte, von Verwaltungsexperten ge-
prÃ¤gte RÃ¤ume verbannt. In der stÃ¤rker von Klas-
senunterschieden geprÃ¤gten Gesellschaft GroÃbritan-
niens hatten Armut und Ungleichheit dagegen stÃ¤rkere
gesellschaftliche Brisanz, auf die in politischen Kampa-
gnen immer wieder rekurriert wurde. SÃ¼Ã verwies zu-
dem auf die unterschiedliche PrÃ¤gekraft historischer
Erfahrungen: WÃ¤hrend sich in der Bundesrepublik
KÃ¼rzungen von Sozialleistungen und mÃ¶gliche Mas-
senarmut quer durch das politische Spektrum mit der

Furcht vor einer politischen Radikalisierung wie in den
1930er-Jahren verbanden, verknÃ¼pfte man in GroÃbri-
tannien â zumindest in konservativen Kreisen â mit ei-
nem Abbau von Sozialleistungen die Vorstellung eines
Neubeginns aus eigener Kraft, der die Menschen aus
ihrer von der FÃ¼rsorge des Sozialstaats verursachten
Lethargie reiÃen werde. Generell trat SÃ¼Ã dafÃ¼r ein,
Wohlstandsgesellschaften stÃ¤rker aus der Perspekti-
ve der Armut zu betrachten und die ProsperitÃ¤t der
Nachkriegszeit als eine durchaus exzeptionelle Phase
einzuordnen.

Beim sich anschlieÃenden Thema der Bildungspoli-
tik waren zunÃ¤chst grundsÃ¤tzliche strukturelle Pro-
bleme zu verhandeln: WÃ¤hrend Bildung in GroÃbri-
tannien stets als Teil des welfare state verstanden wur-
de, betrachtete man dies in der Bundesrepublik eher als
ein ideologisch und strukturell abgekoppeltes Politikfeld.
WILFRIED RUDLOFF (UniversitÃ¤t Kassel) plÃ¤dierte
in seinem Vortrag vehement dafÃ¼r, Bildung grund-
sÃ¤tzlich unter sozialpolitischen PrÃ¤missen zu disku-
tieren, da Bildungseinrichtungen bedeutende âStratifika-
tionsinstrumenteâ der Gesellschaft seien. In den 1960er-
Jahren konnte sich, besonders in GroÃbritannien, ein
sozialdemokratisches VerstÃ¤ndnis von Bildungspolitik
durchsetzen, das Schule als sozialpolitischen Direktions-
mechanismus identifizierte und mit Hilfe von compre-
hensive schools bzw. Gesamtschulen versuchte, dem Ziel
sozialer Gerechtigkeit nÃ¤her zu kommen. Dabei konn-
te Rudloff zeigen, dass in GroÃbritannien die Diskus-
sion um Chancenverteilung und Bildungsgerechtigkeit
wesentlich frÃ¼her und ausfÃ¼hrlicher gefÃ¼hrt wur-
de als in Westdeutschland. Auch in der Praxis klaff-
ten deutliche Unterschiede: In der Bundesrepublik be-
suchten 1980 lediglich 4 Prozent aller SchÃ¼ler der Se-
kundarstufe Gesamtschulen, dagegen wurden bereits 80
Prozent der britischen SchÃ¼ler (gegenÃ¼ber 4 Pro-
zent im Jahr 1960) in comprehensive schools unterrich-
tet. Hier kam ein weiteres Strukturmerkmal zum Tra-
gen: WÃ¤hrend Bildungspolitik in der Bundesrepublik
im Wesentlichen auf der Ebene der LÃ¤nder entschie-
den wurde, die bundesweite Bildungsreformen fast im-
mer blockierten, konnte GroÃbritannien mit seiner zen-
tralistischen Organisation politische Richtungsentschei-
dungen im Bildungswesen wesentlich einschneidender
und schneller durchsetzen. Seit den 1980er-Jahren setz-
te in beiden LÃ¤ndern ein ErnÃ¼chterungsprozess ein,
da sich durch Bildungsexpansion und Bildungsrefor-
men zwar die Bildungschancen der Geschlechter ange-
glichen hatten, soziale Unterschiede aber in beiden Ge-
sellschaften weiterhin Ã¼beraus prÃ¤gend blieben. Hier
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wÃ¤re hinzuzufÃ¼gen, dass die teuren Privatschulen
(public schools) die britische Gesellschaft bis heute stark
prÃ¤gen, denn sie ermÃ¶glichen es den oberen Einkom-
mensklassen, ihren Nachwuchs jenseits aller Streitigkei-
ten um das Ã¶ffentliche Schulsystem auf eine erfolgrei-
che Karriere vorzubereiten. Die fÃ¼r die Elitenproduk-
tion so zentralen Privatschulen trugen zur Reproduktion
von Ungleichheiten in hohem MaÃe bei, wÃ¤hrend die-
ses Element in Deutschland weitgehend fehlt; insofern
mÃ¼ssten sie in eine Untersuchung von Bildungspolitik
und Ungleichheit mit einbezogen werden.

Den Ungleichheiten der Geschlechter imWohlfahrts-
staat widmete sich CHRISTIANE KULLER (Ludwig-
Maximilians-UniversitÃ¤t MÃ¼nchen), die sich in ih-
rem Vortrag auf die Alterssicherung und die ganz un-
terschiedlichen Risiken fÃ¼r Altersarmut bei MÃ¤nnern
und Frauen in der Bundesrepublik und GroÃbritanni-
en konzentrierte. Generell konstatierte sie, dass beson-
ders im bundesdeutschen Sozialstaat mit der Ausrich-
tung seiner Leistungen auf eine Normalarbeitsbiogra-
phie, die Frauen nur selten erreichten, die Geschlechts-
zugehÃ¶rigkeit eine entscheidende Rolle spiele. In bei-
den Staaten dominierte lange Zeit das Modell des strong
male breadwinner, also die Ausrichtung der Sozialleis-
tungen auf eine Normalfamilie mit erwerbstÃ¤tigem Va-
ter und Familienarbeit leistender Mutter. Dies galt auch
fÃ¼r die Alterssicherung, die in beiden LÃ¤ndern fÃ¼r
Frauen meist aus abgeleiteten Leistungen bestand. Ob-
wohl eigentlich zu vermuten wÃ¤re, dass die egalitÃ¤re
Grundrente des britischen Systems zu grÃ¶Ãerer Ge-
schlechtergerechtigkeit fÃ¼hren wÃ¼rde als das deut-
sche System, zeigte Kuller, dass dies gerade nicht der
Fall war. Denn die britische Regierung fÃ¶rderte an die
Erwerbsarbeit geknÃ¼pfte betriebliche Zusatzrenten, zu
denen Frauen mit einer unregelmÃ¤Ãigen Erwerbsbio-
graphie kaum Zugang hatten. Bis Mitte der 1970er-Jahre
konnten Frauen zudem nicht individuell, sondern ledig-
lich Ã¼ber Einzahlungen des Ehemanns zusÃ¤tzliche
RentenansprÃ¼che erwerben, eine andere MÃ¶glichkeit
war der komplette Ausstieg aus der Rentenversicherung,
den viele Frauen wÃ¤hlten. Gerade jene Option fÃ¼hrte
dazu, dass die Mehrzahl der Frauen in GroÃbritannien
heute lediglich Anspruch auf eine sehr niedrige Grund-
rente hat, so das das Altersarmutsrisiko von Frauen in
GroÃbritannien mittlerweile signifikant hÃ¶her liegt als
in der Bundesrepublik. Der bundesdeutsche Staat schuf
dagegen zunehmend MÃ¶glichkeiten fÃ¼r Frauen, zum
Beispiel Ã¼ber Teilzeitarbeit eine eigene, wenn auch sel-
ten ausreichende, Rentenanwartschaft aufzubauen. Mit
diesem Beispiel konnte Kuller Ã¼berzeugend darlegen,

dass die Kategorie Geschlecht oftmals quer zur tradi-
tionellen Wohlfahrtsstaatstypologie steht und dass Ge-
schlechterarrangements bei der Wirkungsweise von so-
zialstaatlichen MaÃnahmen generell eine hohe Bedeu-
tung zukommt.

LUTZ LEISERING (UniversitÃ¤t Bielefeld) be-
schÃ¤ftigte sich ebenfalls mit der Rentenversicherung
â der âheiligen Kuhâ des deutschen Wohlfahrtsstaates,
wÃ¤hrend in GroÃbritannien der Ã¶ffentliche Gesund-
heitsdienst (NHS) als unantastbares Element gilt, vor dem
sogarMargaretThatchers Reformwut zurÃ¼ckschreckte.
Leisering prÃ¤gte in seiner Analyse den einleuchten-
den Begriff der âUngleichheitsrÃ¤umeâ, die durch so-
zialstaatliche MaÃnahmen geÃ¶ffnet oder âeingehegtâ
wÃ¼rden. Am Beispiel der bundesdeutschen Rentenre-
form von 1957 fÃ¼hrte er aus, dass diese einen neuen
Ungleichheitsraum erÃ¶ffnete, indem sie die Status er-
haltende gesetzliche Rente zur wichtigsten Quelle fÃ¼r
das Alterseinkommen machte und so Ungleichheits-
verhÃ¤ltnisse des Arbeitsmarktes in das Alter transfe-
rierte. In Deutschland zielte die Rentenpolitik in den
nÃ¤chsten Jahrzehnten vor allem darauf, die âFiktion der
Lebensstandardsicherungâ aufrecht zu erhalten. Erst mit
der Riesterrente von 2001 wurde das deutsche System
stÃ¤rker zu den VorsorgemÃ¤rkten geÃ¶ffnet. Damit
entstanden neue UngleichheitsrÃ¤ume, die allerdings
politisch wiederum stark eingegrenzt wurden. Solch ei-
ne Ãffnung war in GroÃbritannien weit frÃ¼her einge-
treten, denn die 1948 eingefÃ¼hrte einheitliche Renten-
grundsicherung schuf von Anfang an viel Raum fÃ¼r
zusÃ¤tzliche private oder betriebliche Vorsorge, die nur
wenig reguliert wurde. Hier wandte sich das Renten-
system grundsÃ¤tzlich stÃ¤rker dem Markt zu. Aller-
dings funktionierte dieses Modell nicht Ã¼berzeugend,
so das die Politik in den nÃ¤chsten Dekaden immer
wieder mit Reformen der staatlichen und privaten Vor-
sorge eingriff. Leisering beschÃ¤ftigte sich in seinen
Ãberlegungen auch mit den Unterschieden der jewei-
ligen Regierungsformen und deren Einfluss auf sozi-
alpolitische Regelungen: In Deutschland waren durch
FÃ¶deralismus und den Einfluss starker VerbÃ¤nde
nur langsame VerÃ¤nderungen mÃ¶glich, wÃ¤hrend
es im zentralistisch organisierten GroÃbritannien oh-
ne fÃ¶derale Ebene und Blockaden durch starke Ver-
bÃ¤nde gerade in den letzten Jahren unter New Labour
zu stÃ¤ndigen Ãnderungen in der Rentenversicherung
kam. Die rasche Abfolge von Eingriffen bÃ¼rdete aber
den BÃ¼rgern Entscheidungen innerhalb eines kaum
noch durchschaubaren, hochkomplexen Rentensystems
auf. Leisering konstatierte in beiden LÃ¤ndern einen
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Trend zu mehr Ungleichheit und zur Individualisierung
der Ungleichheit, auch wenn in Deutschland die Ein-
hegungsstrategien ausgeprÃ¤gter blieben. Seine Ãber-
legungen zum Entstehen von Sicherungsfiktionen, die
vor allem in Deutschland tatsÃ¤chliche Ungleichheiten
Ã¼berlagerten, erÃ¶ffneten einen hÃ¶chst anregenden,
neuen Blick auf wohlfahrtsstaatliche Systeme.

AbschlieÃend unternahm es CORNELIUS TORP
(Martin-Luther-UniversitÃ¤tHalle-Wittenberg/European
University Institute Florenz), das Thema des Panels auf
einem hÃ¶heren Abstraktionsniveau anzugehen und un-
terschiedliche Gerechtigkeitsvorstellungen in der Kon-
struktion der beiden Sozialstaaten zu identifizieren. Er
stellte zunÃ¤chst die fÃ¼r die Wohlfahrtsstaatsanaly-
se entscheidenden Prinzipien distributiver Gerechtigkeit
vor: Bedarf (need), Leistung (merit) und Gleichheit (equi-
ty), anhand derer er verschiedene Bereiche der Sozialpo-
litik â Gesundheit, Alter und Arbeitslosigkeit â durchde-
klinierte, wobei die Fokussierung auf die Gerechtigkeits-
prinzipien allerdings die Frage der Ungleichheit etwas in
den Hintergrund treten lieÃ. In der Gesundheitspolitik
zeigten sich trotz der ganz unterschiedlichen Systeme
Ã¤hnliche Gerechtigkeitsprinzipien: Die Finanzierung
funktionierte in beiden Staaten Ã¼ber das Leistungs-
prinzip, wÃ¤hrend der Zugang durch Gleichheits- und
BedÃ¼rftigkeitsÃ¼berlegungen geregelt wurde. Im Be-
reich der Altersvorsorge differierten dagegen nicht nur
die Systeme, sondern auch die Gerechtigkeitsvorstellun-
gen: In Deutschland war die Rente deutlich an Leistungs-
gerechtigkeit orientiert, wÃ¤hrend in GroÃbritannien
das BedÃ¼rftigkeitsprinzip stets eine hohe Relevanz be-
hielt. GrundsÃ¤tzlich kam Torp zu dem Schluss, dass
in GroÃbritannien wie in Deutschland seit Beginn der
1980er-Jahre die Ausrichtung an need zunehmend in den
Vordergrund trete. Dies lieÃe sich gerade am Beispiel
der Arbeitslosigkeit verdeutlichen, wo sich mit âHartz
IVâ auch in Deutschland das BedÃ¼rftigkeitsprinzip in
der Arbeitslosenhilfe durchsetzte. Sehr interessant er-
schien Torps Ãberlegung, dass die Akzeptanz sozialer
Sicherungssysteme ganz erheblich von den im jeweili-
gen System vorherrschenden Gerechtigkeitsvorstellun-
gen geprÃ¤gt sei.

In seinen beiden, pointiert vorgetragenen Kommen-
taren rekurrierte LUTZ RAPHAEL (UniversitÃ¤t Trier)
unter anderem darauf, dass Ungleichheitsfragen die ge-
samte Gesellschaft betrÃ¤fen und Ungleichheit im Sozi-
alstaat meist nur wahrgenommen werde, wenn sie sich
mit anderen Problemen und Defiziten verbinde. In allen
Bereichen des Sozialstaats sei zudem eine ZÃ¤sur am En-

de der 1970er-Jahre auszumachen, die ânach dem Boomâ
die prinzipielle Ausrichtung beider Sozialstaaten deut-
lich verÃ¤ndert habe. Er verwies auch auf den wichti-
gen Effekt der âÃbereinanderlagerung von Zeitenâ: Ge-
rade bei der Rentenpolitik trÃ¤ten die Auswirkungen
von Entscheidungen oft erst eine Generation spÃ¤ter auf,
wÃ¤hrend andere MaÃnahmen sofortige Wirkung zei-
tigten, was die Kalkulation vonAuswirkungen erschwere
und sozialpolitisches Handeln deutlich verkompliziere.

Insgesamt fÃ¶rderte die Sektion mit ihrem kom-
parativen Ansatz und der VerknÃ¼pfung von abstrak-
ten Ungleichheitsvorstellungen und konkreter Sozialpo-
litik hÃ¶chst interessante Ergebnisse zu Tage. Dabei
fokussierten die BeitrÃ¤ge allerdings etwas stark auf
die Rentenversicherung. GrundsÃ¤tzliche politische und
gesellschaftliche Unterschiede der beiden Staaten, die
auch auf die Rahmenbedingungen von sozialpolitischen
Entscheidungen einen erheblichen Einfluss hatten, so
zum Beispiel die in GroÃbritannien grÃ¶Ãere Akzeptanz
von sozialen und Ã¶konomischen Unterschieden, blie-
ben bei der Untersuchung der oft hochkomplexen Ein-
zelphÃ¤nomene, denen sich die Referenten widmeten,
etwas blass. Diese Aspekte griff dafÃ¼r die Diskussi-
on verstÃ¤rkt auf, in der auch dafÃ¼r plÃ¤dierte wur-
de, die DDR und den grÃ¶Ãeren europÃ¤ischen Kon-
text intensiver in den Untersuchungsrahmen einzubin-
den. Die Sektion zeigte insgesamt, wie produktiv eine
Sozialstaatsanalyse unter neuen PrÃ¤missen sein kann
und unterstrich gleichzeitig den Wert eines komparati-
ven Vorgehens in diesem Feld sehr deutlich.
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